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Gesetz zur Förderung der 
Kreislaufwirtschaft und Siche-
rung der umweltverträglichen 
Bewirtschaftung von Abfällen 

Gesetz zur Förderung der 
Kreislaufwirtschaft und Siche-
rung der umweltverträglichen 
Bewirtschaftung von Abfällen 

(Kreislaufwirtschaftsgesetz - 
KrWG) 

vom: 24.02.2012 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 5 G v. 2.3.2023 I 

Nr. 56 

(Kreislaufwirtschaftsgesetz - 
KrWG) 

vom: 24.02.2012 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 5 G v. 2.3.2023 I 

Nr. 56 

§ 36 § 36 

Erteilung, Sicherheitsleistung, Nebenbe-
stimmungen 

Erteilung, Sicherheitsleistung, Nebenbe-
stimmungen 

(1) Der Planfeststellungsbeschluss 
nach § 35 Absatz 2 darf nur erlassen oder 
die Plangenehmigung nach § 35 Absatz 3 
darf nur erteilt werden, wenn  

(1) Der Planfeststellungsbeschluss 
nach § 35 Absatz 2 darf nur erlassen oder 
die Plangenehmigung nach § 35 Absatz 3 
darf nur erteilt werden, wenn  

1. sichergestellt ist, dass das Wohl der 
Allgemeinheit nicht beeinträchtigt wird, 
insbesondere  

1. sichergestellt ist, dass das Wohl der 
Allgemeinheit nicht beeinträchtigt wird, 
insbesondere  

a) keine Gefahren für die in § 15 Ab-
satz 2 Satz 2 genannten Schutz-
güter hervorgerufen werden kön-
nen, 

a) u n v e r ä n d e r t  

b) Vorsorge gegen die Beeinträchti-
gungen der in § 15 Absatz 2 Satz 
2 genannten Schutzgüter in erster 
Linie durch bauliche, betriebliche 
oder organisatorische Maßnah-
men entsprechend dem Stand der 
Technik getroffen wird und 

b) u n v e r ä n d e r t  

c) Energie sparsam und effizient ver-
wendet wird, 

c) Energie sparsam und effizient ver-
wendet und die Nutzung und Er-
zeugung erneuerbarer Energie 
nach Möglichkeit vorangetrie-
ben wird, 

 d) materielle Ressourcen ein-
schließlich Wasser effizient ge-
nutzt werden, auch durch Wie-
derverwendung. 
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2. keine Tatsachen bekannt sind, aus de-
nen sich Bedenken gegen die Zuver-
lässigkeit des Betreibers oder der für 
die Errichtung, Leitung oder Beaufsich-
tigung des Betriebes oder für die Nach-
sorge der Deponie verantwortlichen 
Personen ergeben, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. die Personen im Sinne der Nummer 2 
und das sonstige Personal über die für 
ihre Tätigkeit erforderliche Fach- und 
Sachkunde verfügen, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. keine nachteiligen Wirkungen auf das 
Recht eines anderen zu erwarten sind 
und 

4. keine nachteiligen Wirkungen auf das 
Recht eines anderen zu erwarten sind, 

5. die für verbindlich erklärten Feststel-
lungen eines Abfallwirtschaftsplans 
dem Vorhaben nicht entgegenstehen. 

5. die für verbindlich erklärten Feststel-
lungen eines Abfallwirtschaftsplans 
dem Vorhaben nicht entgegenstehen 
und 

 6. für alle zulassungspflichtigen Depo-
nien ein Umweltmanagementsystem 
eingeführt und dauerhaft betrieben 
wird; davon ausgenommen sind De-
ponien für Inertabfälle und Depo-
nien, die eine Aufnahmekapazität 
von 10 Tonnen oder weniger je Tag 
und eine Gesamtkapazität von 
25 000 Tonnen oder weniger haben.“ 

(2) Dem Erlass eines Planfeststel-
lungsbeschlusses oder der Erteilung einer 
Plangenehmigung stehen die in Absatz 1 
Nummer 4 genannten nachteiligen Wirkun-
gen auf das Recht eines anderen nicht ent-
gegen, wenn sie durch Auflagen oder Be-
dingungen verhütet oder ausgeglichen wer-
den können oder der Betroffene den nach-
teiligen Wirkungen auf sein Recht nicht wi-
derspricht. Absatz 1 Nummer 4 gilt nicht, 
wenn das Vorhaben dem Wohl der Allge-
meinheit dient. Wird in diesem Fall der 
Planfeststellungsbeschluss erlassen, ist 
der Betroffene für den dadurch eingetrete-
nen Vermögensnachteil in Geld zu ent-
schädigen. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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(3) Die zuständige Behörde soll ver-
langen, dass der Betreiber einer Deponie 
für die Rekultivierung sowie zur Verhinde-
rung oder Beseitigung von Beeinträchtigun-
gen des Wohls der Allgemeinheit nach Still-
legung der Anlage Sicherheit im Sinne von 
§ 232 des Bürgerlichen Gesetzbuchs leistet 
oder ein gleichwertiges Sicherungsmittel 
erbringt. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Der Planfeststellungsbeschluss 
und die Plangenehmigung nach Absatz 1 
können von Bedingungen abhängig ge-
macht, mit Auflagen verbunden und befris-
tet werden, soweit dies zur Wahrung des 
Wohls der Allgemeinheit erforderlich ist. 
Die zuständige Behörde überprüft regelmä-
ßig sowie aus besonderem Anlass, ob der 
Planfeststellungsbeschluss und die Plange-
nehmigung nach Absatz 1 dem neuesten 
Stand der in Absatz 1 Nummer 1 bis 3 und 
5 genannten Anforderungen entsprechen. 
Die Aufnahme, Änderung oder Ergänzung 
von Auflagen über Anforderungen an die 
Deponie oder ihren Betrieb ist auch nach 
dem Ergehen des Planfeststellungsbe-
schlusses oder nach der Erteilung der 
Plangenehmigung zulässig. Die Bundesre-
gierung wird ermächtigt, nach Anhörung 
der beteiligten Kreise (§ 68) durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesra-
tes zu bestimmen, wann die zuständige 
Behörde Überprüfungen vorzunehmen und 
die in Satz 3 genannten Auflagen zu erlas-
sen hat. 

(4) u n v e r ä n d e r t  
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§ 42 § 42 

Zugang zu Informationen Zugang zu Informationen 

Planfeststellungsbeschlüsse nach § 35 
Absatz 2, Plangenehmigungen nach § 35 
Absatz 3, Anordnungen nach § 39 und alle 
Ablehnungen und Änderungen dieser Ent-
scheidungen sowie die bei der zuständigen 
Behörde vorliegenden Ergebnisse der 
Überwachung der von einer Deponie aus-
gehenden Emissionen sind nach den Best-
immungen des Umweltinformationsgeset-
zes mit Ausnahme des § 12 des Umweltin-
formationsgesetzes der Öffentlichkeit zu-
gänglich; für Landesbehörden gelten die 
landesrechtlichen Vorschriften. 

Planfeststellungsbeschlüsse nach § 35 
Absatz 2, Plangenehmigungen nach § 35 
Absatz 3, Anordnungen nach § 39 und alle 
Ablehnungen und Änderungen dieser Ent-
scheidungen sowie die bei der zuständigen 
Behörde vorliegenden Ergebnisse der 
Überwachung der von einer Deponie aus-
gehenden Emissionen sind im Internet öf-
fentlich bekannt zu machen. Die Inter-
netbekanntmachung hat systematisch, 
kostenlos und ohne Einschränkung des 
Zugangs auf angemeldete Benutzer auf 
einer leicht auffindbaren Website bis zur 
Feststellung des Abschlusses der Nach-
sorgephase gemäß § 40 Absatz 5 zu er-
folgen. 

§ 43 § 43 

Anforderungen an Deponien Anforderungen an Deponien 

(1) Die Bundesregierung wird ermäch-
tigt, nach Anhörung der beteiligten Kreise 
(§ 68) durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates vorzuschreiben, 
dass die Errichtung, die Beschaffenheit, 
der Betrieb, der Zustand nach Stilllegung 
und die betreibereigene Überwachung von 
Deponien zur Erfüllung des § 36 Absatz 1 
und der §§ 39 und 40 sowie zur Umset-
zung von Rechtsakten der Europäischen 
Union zu dem in § 1 genannten Zweck be-
stimmten Anforderungen genügen müssen, 
insbesondere dass  

(1) Die Bundesregierung wird ermäch-
tigt, nach Anhörung der beteiligten Kreise 
(§ 68) durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates vorzuschreiben, 
dass die Errichtung, die Beschaffenheit, 
der Betrieb, der Zustand nach Stilllegung 
und die betreibereigene Überwachung von 
Deponien zur Erfüllung des § 36 Absatz 1 
und der §§ 39 und 40 sowie zur Umset-
zung von Rechtsakten der Europäischen 
Union zu dem in § 1 genannten Zweck be-
stimmten Anforderungen genügen müssen, 
insbesondere dass  

1. die Standorte bestimmten Anforderun-
gen entsprechen müssen, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. die Deponien bestimmten betriebli-
chen, organisatorischen und techni-
schen Anforderungen entsprechen 
müssen, 

2. u n v e r ä n d e r t  
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3. die in Deponien zur Ablagerung gelan-
genden Abfälle bestimmten Anforde-
rungen entsprechen müssen; dabei 
kann insbesondere bestimmt werden, 
dass Abfälle mit bestimmten Metallge-
halten nicht abgelagert werden dürfen 
und welche Abfälle als Inertabfälle gel-
ten, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. die von Deponien ausgehenden Emis-
sionen bestimmte Grenzwerte nicht 
überschreiten dürfen, 

4. u n v e r ä n d e r t  

 4a. der Einsatz von Energie und materi-
ellen Ressourcen einschließlich Wasser 
bestimmten Anforderungen entsprechen 
muss, 

 4b. die Umweltleistung der Deponien 
bestimmte Spannen für die Umweltleis-
tung nicht überschreiten darf, 

5. die Betreiber während des Betriebes 
und in der Nachsorgephase bestimmte 
Mess- und Überwachungsmaßnahmen 
vorzunehmen haben oder vornehmen 
lassen müssen, 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. die Betreiber durch einen Sachverstän-
digen bestimmte Prüfungen vorneh-
men lassen müssen  

6. u n v e r ä n d e r t  

a) während der Errichtung oder sonst 
vor der Inbetriebnahme der Depo-
nie, 

 

b) nach Inbetriebnahme der Deponie 
oder einer Änderung im Sinne des 
§ 35 Absatz 2 oder Absatz 5, 

 

c) in regelmäßigen Abständen oder  

d) bei oder nach der Stilllegung,  

7. es den Betreibern erst nach einer Ab-
nahme durch die zuständige Behörde 
gestattet ist,  

7. u n v e r ä n d e r t  

a) die Deponie in Betrieb zu nehmen,  

b) eine wesentliche Änderung in Be-
trieb zu nehmen oder 

 

c) die Stilllegung abzuschließen,  
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8. bei bestimmten Ereignissen der Betrei-
ber innerhalb bestimmter Fristen die 
zuständige Behörde unterrichten muss, 
die erforderlichen Maßnahmen zur Be-
grenzung und Vermeidung von Beein-
trächtigungen des Wohls der Allge-
meinheit ergreifen muss oder die zu-
ständige Behörde den Betreiber zu sol-
chen Maßnahmen verpflichten muss, 

8. u n v e r ä n d e r t  

9. die Betreiber der zuständigen Behörde 
während des Betriebes und in der 
Nachsorgephase unverzüglich alle 
Überwachungsergebnisse, aus denen 
sich Anhaltspunkte für erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen erge-
ben, sowie bestimmte Ereignisse, die 
solche Auswirkungen haben können, 
zu melden und der zuständigen Be-
hörde regelmäßig einen Bericht über 
die Ergebnisse der in der Rechtsver-
ordnung vorgeschriebenen Mess- und 
Überwachungsmaßnahmen vorzule-
gen haben. 

9. die Betreiber der zuständigen Behörde 
während des Betriebes und in der 
Nachsorgephase unverzüglich alle 
Überwachungsergebnisse, aus denen 
sich Anhaltspunkte für erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen erge-
ben, sowie bestimmte Ereignisse, die 
solche Auswirkungen haben können, 
zu melden und der zuständigen Be-
hörde regelmäßig einen Bericht über 
die Ergebnisse der in der Rechtsver-
ordnung vorgeschriebenen Mess- und 
Überwachungsmaßnahmen vorzule-
gen haben und 

 10. die Betreiber von Deponien das in § 
36 Absatz 1 Nummer 6 vorgesehene 
Umweltmanagementsystem mit dem 
in der Rechtsverordnung näher zu 
bestimmenden Inhalt und nach dem 
in der Rechtsverordnung näher zu 
bestimmenden Verfahren einzufüh-
ren und dauerhaft zu betreiben ha-
ben; davon ausgenommen sind De-
ponien für Inertabfälle und Depo-
nien, die eine Aufnahmekapazität 
von 10 Tonnen oder weniger je Tag 
und eine Gesamtkapazität von 
25 000 Tonnen oder weniger haben. 

Bei der Festlegung der Anforderungen sind 
insbesondere mögliche Verlagerungen von 
nachteiligen Auswirkungen von einem 
Schutzgut auf ein anderes zu berücksichti-
gen; ein hohes Schutzniveau für die Um-
welt insgesamt ist zu gewährleisten. 

Bei der Festlegung der Anforderungen sind 
insbesondere mögliche Verlagerungen von 
nachteiligen Auswirkungen von einem 
Schutzgut auf ein anderes zu berücksichti-
gen; ein hohes Schutzniveau für die Um-
welt insgesamt ist zu gewährleisten. 

 (1a) Nach jeder Veröffentlichung einer 
BVT-Schlussfolgerung ist unverzüglich 
zu gewährleisten, dass für Deponien 
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 1. bei der Festlegung von Emissions-
grenzwerten nach Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 4 die Emissionen unter normalen 
Betriebsbedingungen die in den BVT-
Schlussfolgerungen genannten Emissi-
onsbandbreiten nicht überschreiten und 
unter Berücksichtigung der gesamten 
Emissionsbandbreiten die strengstmög-
lichen Emissionsgrenzwerte festgelegt 
werden, die bei Anwendung der besten 
verfügbaren Techniken und unter Be-
rücksichtigung möglicher Verlagerun-
gen von nachteiligen Auswirkungen von 
einem Schutzgut auf ein anderes zur 
bestmöglichen Umweltleistung der An-
lage insgesamt beitragen, und 

 2. bei der Festlegung von verbindlichen 
Spannen für die Umweltleistung nach 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 4b die Umwelt-
leistung unter normalen Betriebsbedin-
gungen die mit den besten verfügbaren 
Techniken assoziierten Umweltleis-
tungswerte nicht überschreitet. 

 Im Hinblick auf bestehende Deponien ist 

 1. innerhalb von zwei Jahren nach Ver-
öffentlichung von BVT-Schlussfolgerun-
gen zur Haupttätigkeit eine Überprüfung 
und gegebenenfalls Anpassung der 
Rechtsverordnung vorzunehmen und 

 2. innerhalb von vier Jahren nach Veröf-
fentlichung von BVT-Schlussfolgerun-
gen zur Haupttätigkeit sicherzustellen, 
dass die betreffenden Deponien die 
Emissionsgrenzwerte und verbindlichen 
Spannen für die Umweltleistung der 
Rechtsverordnung einhalten. 

 Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für Depo-
nien für Inertabfälle und Deponien, die 
eine Aufnahmekapazität von 10 Tonnen 
oder weniger je Tag und eine Gesamtka-
pazität von 25 000 Tonnen oder weniger 
haben. 
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 (1b) Abweichend von Absatz 1a 
kann in der Rechtsverordnung be-
stimmt werden, dass die zuständige 
Behörde die Frist gemäß Absatz 1a 
Satz 2 Nummer 2 für bestehende De-
ponien auf höchstens acht Jahre 
nach Veröffentlichung von BVT-
Schlussfolgerungen zur Haupttätig-
keit verlängern kann, wenn 

 1. sich der Betreiber zur tief-
greifenden industriellen Trans-
formation der Deponie verpflich-
tet, die im einschlägigen Trans-
formationsplan der Deponie be-
schrieben ist und sichergestellt 
wird, dass die Anforderungen 
gemäß Absatz 1a o-der, soweit 
Zukunftstechniken zur Anwen-
dung kommen, die Emissions-
band-breiten für Zukunftstechni-
ken nach Ablauf der verlänger-
ten Frist eingehalten werden, 

 2. die Planfeststellung oder 
Plangenehmigung für die Depo-
nie eine Beschreibung der tief-
greifenden industriellen Trans-
formation, der Emissionsband-
breiten oder, wenn Zukunfts-
techniken zur Anwendung kom-
men, der Emissionsbandbreiten 
für Zukunftstechniken und der 
Ressourceneffizienz, die er-
reicht werden sollen, sowie den 
Zeitplan für die Umsetzung und 
die Etappenziele enthält; 

 3. der Betreiber der zuständi-
gen Behörde über die Fort-
schritte bei der Umsetzung der 
tiefgreifenden industriellen 
Transformation jährlich Bericht 
erstattet. 

 Es ist sicherzustellen, dass keine 
schädlichen Umwelteinwirkungen 
hervorgerufen werden und ein ho-
hes Schutzniveau für die Umwelt 
insgesamt gewährleistet wird. 
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 (1c) Abweichend von Absatz 1a 
kann in der Rechtsverordnung be-
stimmt werden, dass die zuständige 
Behörde, soweit Zukunftstechniken 
zur Anwendung kommen, 

 1. weniger strenge Fristen 
festlegen kann, wenn sicherge-
stellt ist, dass die Deponie in-
nerhalb von sechs Jahren nach 
Veröffentlichung von BVT-
Schlussfolgerungen zur Haupt-
tätigkeit unter normalen Be-
triebsbedingungen die Emissi-
onsbandbreiten für Zukunfts-
techniken einhält, und 

 2. anstelle verbindlicher 
Spannen für die Umweltleistung 
mit diesen Zukunfts-techniken 
assoziierte Umweltleistungs-
richtwerte festlegen kann. 

 (1d) Abweichend von Absatz 1a 

 1. können in der Rechtsver-
ordnung weniger strenge Emis-
sionsgrenzwerte, verbindliche 
Spannen für die Umweltleistung 
und Fristen festgelegt werden, 
wenn 

 a) wegen technischer Merk-
male der betroffenen Deponie 
die Anwendung der in den BVT-
Schlussfolgerungen genannten 
Emissionsbandbreiten unver-
hältnismäßig wäre oder 

 b) wegen technischer Merk-
male der betroffenen Deponie 
die Anwendung der mit den bes-
ten verfügbaren Techniken as-
soziierten Umweltleistungs-
werte zu erheblichen negativen 
Umweltauswirkungen, ein-
schließlich medienübergreifen-
der Auswirkungen, oder erhebli-
chen wirtschaftlichen Auswir-
kungen führen würde oder 
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 c) in Deponien Zukunftstech-
niken für einen Gesamtzeitraum 
von höchstens 30 Monaten er-
probt werden sollen, sofern 
nach dem festgelegten Zeitraum 
die Anwendung der betreffen-
den Technik beendet wird oder 
in der Deponie mindestens die 
mit den besten verfügbaren 
Techniken assoziierten Emissi-
onsbandbreiten erreicht wer-
den, oder 

 2. kann in der Rechtsverord-
nung bestimmt werden, dass 
die zuständige Behörde weniger 
strenge Emissionsbegrenzun-
gen, verbindliche Spannen für 
die Umweltleistung und Fristen 
festlegen kann, wenn 

 a) wegen technischer Merk-
male der betroffenen Deponie 
die Anwendung der in den BVT-
Schlussfolgerungen genannten 
Emissionsbandbreiten unver-
hältnismäßig wäre oder 

 b) wegen technischer Merk-
male der betroffenen Deponie 
die Anwendung der mit den bes-
ten verfügbaren Techniken as-
soziierten Umweltleistungs-
werte zu erheblichen negativen 
Umweltauswirkungen, ein-
schließlich medienübergreifen-
der Auswirkungen, oder erhebli-
chen wirtschaftlichen Auswir-
kungen führen würde oder 

 c) in Deponien Zukunftstech-
niken für einen Gesamtzeitraum 
von höchstens 30 Monaten er-
probt werden sollen, sofern 
nach dem festgelegten Zeitraum 
die Anwendung der betreffen-
den Technik beendet wird oder 
in der Deponie mindestens die 
mit den besten verfügbaren 
Techniken assoziierten Emissi-
onsbandbreiten erreicht wer-
den. 
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 Absatz 1 Satz 2 bleibt unberührt. 
Emissionsgrenzwerte und Emissi-
onsbegrenzungen nach Satz 1 dür-
fen die in den Anhängen der Richtli-
nie 2010/75/EU festgelegten Emissi-
onsgrenzwerte nicht überschreiten 
und keine schädlichen Umweltein-
wirkungen hervorrufen. Weniger 
strenge verbindliche Spannen für 
die Umweltleistung dürfen keine er-
heblichen Auswirkungen auf die 
Umwelt verursachen. Bei der Prü-
fung der Verhältnismäßigkeit gemäß 
Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a) und 
Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a) sind 
die in Anlage 2 des Bundes-Immissi-
onsschutzgesetzes aufgeführten 
Kriterien zu berücksichtigen. Im 
Falle des Satzes 1 Nummer 1 Buch-
stabe a und des Satzes 1 Nummer 2 
Buchstabe a hat der Betreiber eine 
Bewertung der Auswirkungen der 
Ausnahme auf die Konzentration 
der betreffenden Schadstoffe im 
Aufnahmemilieu vorzunehmen. 
Ergibt die Bewertung, dass die Aus-
nahme quantifizierbare oder mess-
bare Auswirkungen auf die Umwelt 
hat, stellt die zuständige Behörde si-
cher, dass die Konzentration der be-
treffenden Schadstoffe im Aufnah-
memilieu überwacht wird. 
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(2) In der Rechtsverordnung nach Ab-
satz 1 kann bestimmt werden, inwieweit die 
nach Absatz 1 zur Vorsorge gegen Beein-
trächtigungen der in § 15 Absatz 2 Satz 2 
genannten Schutzgüter festgelegten Anfor-
derungen nach Ablauf bestimmter Über-
gangsfristen erfüllt werden müssen, soweit 
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
Rechtsverordnung in einem Planfeststel-
lungsbeschluss, einer Plangenehmigung o-
der einer landesrechtlichen Vorschrift ge-
ringere Anforderungen gestellt worden 
sind. Bei der Bestimmung der Dauer der 
Übergangsfristen und der einzuhaltenden 
Anforderungen sind insbesondere Art, Be-
schaffenheit und Menge der abgelagerten 
Abfälle, die Standortbedingungen, Art, 
Menge und Gefährlichkeit der von den De-
ponien ausgehenden Emissionen sowie die 
Nutzungsdauer und technische Besonder-
heiten der Deponien zu berücksichtigen. 
Die Sätze 1 und 2 gelten für die in § 39 Ab-
satz 1 und 2 genannten Deponien entspre-
chend. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Die Bundesregierung wird ermäch-
tigt, nach Anhörung der beteiligten Kreise 
(§ 68) durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates vorzuschreiben, 
welche Anforderungen an die Zuverlässig-
keit, die Sach- und Fachkunde der für die 
Errichtung, Leitung oder Beaufsichtigung 
des Betriebes der Deponie verantwortli-
chen Personen und die Sach- und Fach-
kunde des sonstigen Personals, einschließ-
lich der laufenden Fortbildung der verant-
wortlichen Personen und des sonstigen 
Personals zu stellen sind. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Die Bundesregierung wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates  

(4) u n v e r ä n d e r t  

1. zu bestimmen, dass die Betreiber be-
stimmter Deponien eine Sicherheit im 
Sinne von § 232 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs leisten oder ein anderes 
gleichwertiges Sicherungsmittel erbrin-
gen müssen, 
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2. Vorschriften über Art, Umfang und 
Höhe der nach § 36 Absatz 3 zu leis-
tenden Sicherheit im Sinne von § 232 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs oder ei-
nes anderen gleichwertigen Siche-
rungsmittels zu erlassen sowie 

 

3. zu bestimmen, wie lange die Sicherheit 
nach Nummer 1 geleistet oder ein an-
deres gleichwertiges Sicherungsmittel 
erbracht werden muss. 

 

(5) Durch Rechtsverordnung nach Ab-
satz 1 können auch Verfahren zur Überprü-
fung der dort festgelegten Anforderungen 
bestimmt werden, insbesondere Verfahren 
entsprechend § 10 Absatz 2 Nummer 1 bis 
9 und Absatz 3. 

(5) u n v e r ä n d e r t  
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